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Mittheilungen aus der Praxis. 


Begrenzung des Wirkungskreiſes der Adminiſtrativ⸗ und der Ge: 
richtsbehörden in Waſſerrechts⸗Angelegenheiten. 


Mehrere active Streitgenoſſen begehrten mit der Klage vom 
24. Jänner 1873, 3. 148, die Unterfagung der Verhinderung in der 
Leitung des Waſſers aus den auf Parcelle Nr. 983 und 979 ent⸗ 
ſpringenden Quellen durch Röhren zu ihrer ſogenannten Hatzrealität; 
ferner die Unterſagung der Beſchädigung oder Verſtopfung dieſer 
Röhrenleitung und den Auftrag zur Beſeitigung der an derſelben vor⸗ 
genommenen Verſtopfung. Die Kläger beriefen ſich zur Begründung 
dieſes Begehrens auf den mit dem Beſitzer der oben angeführten 
Realitäten, Leonhard Abzwerger, abgeſchloſſenen Vertrag vom 11. März 
1872, mit welchem dieſer ihnen, beziehungsweiſe ihrem Beſitzvorfahren 
an der Hatzrealität, Michael Peikler, die Benützung und Leitung des 
Waſſers aus den auf ſeinen erwähnten Grundparcellen entſpringenden 
Quellen gegen eine Entſchädigung überlaſſen hatte, in Folge deifen 
dieſelben die Leitung des Waſſers durch Legung von Röhren über die 
mehrerwähnten Parcellen des Leonhard Abzwerger, dann die Parcelle 
Nr. 918 des Georg Egger factiſch auch ausgeführt hatten. Da aber 
an dieſer Waſſerleitung, ungeachtet die Dienſtbarkeit des Bezuges und 
Leitungsrechtes auf der Realität des Leonhard Abzwerger auf Grund 
des erwähnten Vertrages bücherlich ſichergeſtellt wurde, der Geklagte 


wiederholt die Leitungsröhre verſtopft und hiedurch den Abfluß des 
Waſſers zu ihrer Hatzrealität verhinderte, ſeien ſie in ihrem, auf einem 
privatrechtlichen Titel beruhenden Eigenthume und Beſitze des Rechtes 
der Benützung und Leitung des Waſſers aus den auf den obenange⸗ 
führten Parcellen entſpringenden Quellen durch den Geklagten geſtört 
worden und ſprechen daher gegen dieſe Störung den richterlichen 
Schutz an. 

Der Geklagte ſtellte dieſer Klage die Einwendung der Unzu- 
ſtändigkeit des Gerichtes entgegen und bat um Verweiſung derſelben 
an die adminiſtrative Behörde auf Grund des Waſſerrechtsgeſetzes vom 
28. Auguſt 1870, 3. 46 des Landesgeſetzblattes für Kärnten. 

Nach geſchloſſenem mündlichen Verfahren erkannte das k. k. Be⸗ 
zirksgericht Gmünd (Kärnten) mit Urtheil vom 20. Juni 1873. 3. 932: 
Es habe die Einwendung der Unzuſtändigkeit nicht ſtatt, der Geklagte 
werde in den Erſatz der aufgelaufenen Gerichtskoſten verurtheilt, und 
zwar in der Erwägung, daß mit vorſtehender Klage der Schutz einer 
auf Grund eines civilrechtlichen Titels erworbenen, durch die grund- 
bücherliche Eintragung erſichtlich gemachten Grunddienſtbarkeit der 
Waſſerleitung und bezüglich die Beſeitigung der derſelben entgegen⸗ 
ſtehenden Hinderniſſe begehrt wird, und daß der Klage nur ein aus 
dem Privatrechte abgeleiteter, etwaiger ſtärkerer Rechtstitel, aber keine aus 
öffentlichen Rückſichten abgeleitete Einwendung entgegengeſetzt werden 
kann; in Erwägung, daß die Sicherung, der Schutz und die Geltend⸗ 
machung der Privatrechte, die Verwirklichung der Rechtsordnung in 
privatrechtlicher Beziehung dem Gerichte nach privatrechtlichen Normen 
zuſteht; in Erwägung, daß das Waſſerrechtsgeſetz vom 30. Mai 1869, 
Nr. 93 R. G. Bl., und reſp. der § 27 desſelben, ſowie das Aus⸗ 
führungsgeſetz vom 28. Auguſt 1870, Nr. 46 des Landes⸗ und Ver⸗ 
ordnungsblattes für Kärnten, reſp. § 76 desſelben, nur die Benützung, 
Leitung und Abwehr der Gewäffer und Waſſerwerke, ſowie das be⸗ 
zügliche Verfahren regeln, ohne aber die Beſtimmungen des a. b. G. B. 
über den Beſitz, die Dienſtbarkeit, das Gerichtsverfahren und die Ge⸗ 
richtsbarkeit zu berühren, indem dieſelben in den bezogenen Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzen an mehreren Stellen als aufrecht beſtehend ausdrücklich 
berufen werden. 

Dagegen hat das k. k. Oberlandesgericht in Graz mit Erkenntniß 
vom 4. December 1873, 3. 10.320, das erſtrichterliche Urtheil dahin 
abgeändert, daß der Einwendung des Geklagten ſtattgegeben, die Klage 
daher an die zuſtändige politiſche Behörde gewieſen, die Gerichtskosten 
aber wechſelſeitig aufgehoben werden. Denn es handelt ſich nicht um 
die Anerkennung des Rechtes der angeblichen Dienſtbarkeit zur Be⸗ 
nützung und Leitung des fraglichen Waſſers aus dem Vertrage vom 
11. März 1872, ſondern um Beſchädigungen und Verletzungen der 
auf Grund dieſes Rechtes ausgeführten Waſſeranlagen, die dem Ge⸗ 
klagten durch wiederholte Verſtopfung der Leitungsröhren zur Laſt 
gelegt werden. Die Unterſuchung hierüber aber, ſowie die Entſcheidung 
der Frage eines Verſchuldens des Geklagten im Sinne des § 69 des 
Waſſerrechtsgeſetzes für Kärnten, oder über die Frage einer allfälligen 
Außerachtlaſſung der Vorſchriften der 88 10, 11, 12, 15 und 16 


desſelben Geſetzes von Seite der Kläger bei Anlegung der Röhren⸗ 
leitung, wodurch ſich der Geklagte allfällig in ſeinem Rechte auf das 
mehrerwähnte Quellenwaſſer beeinträchtigt erachtete und deßhalb ſich 
veranlaßt finden konnte, die gelegten Röhren zu verſtopfen, gehört 
nach den Beſtimmungen der §§ 70, 72, 75 des Waſſerrechtsgeſetzes 
unverkennbar zum Wirkungskreiſe der politiſchen Behörde. Die Auf— 
hebung der Gerichtskoſten iſt im § 400 a. G. O. und Hofdecret vom 
9. Mai 1785, 3. 426 J. G. S., begründet. 

Ueber die Reviſionswerbung der Kläger fand der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Urtheil vom 24. Februar I. J., 3. 1505, in Statt⸗ 
gebung derſelben und unter gegenſeitiger Aufhebung der Gerichtskoſten 
das angefochtene obergerichtliche Erkenntniß abzuändern und im Punkte 
der Zuſtändigkeit das Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes in Gmünd 
vom 20. Juni 1873, 3. 932, mit dem Auftrage an die erſte In⸗ 
ſtanz zu beſtätigen, daß fie Tagſatzung behufs der Parteienverhand⸗ 
lung über die Hauptſache anzuberaumen habe 

Dieſer Ausſpruch beruhte auf folgender Begründung: Man 
würde irrig zu Werke gehen, wenn man aus dem § 75 des für 
Kärnten am 28. Auguſt erlaſſenen Waſſergeſetzes ableiten wollte, daß 
ausnahmslos auch alle wie immer gearteten privatrechtlichen Waſſer— 
ſtreitſachen zur Competenz der politiſchen Behörden gehören. Denn 
die Tragweite des § 75, welcher den erſten Paragraphen in dem Ab- 
ſchnitte von den Behörden und dem Verfahren bildet und verfügt, 
daß alle Angelegenheiten, welche ſich auf die Benützung, Leitung und 
Abwehr der Gewäſſer nach dieſem Geſeße beziehen, zum Wirkungs⸗ 
kreiſe der politiſchen Behörden gehören, kann nur im Zuſammenhange 
mit den nachfolgenden geſetzlichen Beſtimmungen richtig verſtanden 
werden. Es unterliegt vor Allem keinem Zweifel, daß der Ausſpruch 
über den privatrechtlichen Beſtand eines angeſprochenen Waſſerrechtes 
ſelbſt und die gegen ein Unternehmen, welches die Benützung, Leitung 
oder Abwehr von Gewäſſern bezweckt, erhobenen privatrechtlichen Ein⸗ 
wendungen immer dem ordentlichen Richter vorbehalten bleibt (§§ 88, 
93). Handelt es ſich aber um eine neue Anlage oder um eine 
Aenderung der bisherigen Anlage zur Leitung, Benützung oder Ab⸗ 
wehr eines Privatwaſſers, d. h. wird nicht nur die Exiſtenz des Rech⸗ 
tes ſelbſt, ſondern auch feine Durchführung beanſprucht, jo wird es 
ſich fragen, ob eine ſolche Anlage aus was immer für öffentlichen 
Rückſichten, ſeien dieſelben landwirthſchaftliche oder gewerbliche, ſani— 
tätspolizeiliche oder was immer für einer die privatrechtlichen Bezie— 
hungen der einzelnen Betheiligten überſchreitenden Natur, einer poli⸗ 
tiſchen Bewilligung bedarf (§§ 78, 88), oder ob die bereits beſte⸗ 
hende Anlage unter die Aufſicht und unter den Schutz der politiſchen 
Behörde geſtellt iſt ($ 97), fo daß ein Eingriff in den bisherigen 
Beſtand die Ahndung derſelben hervorruft ($$ 69 und 70); und es 
wird dann allerdings die Durchführung des angeſprochenen Privat⸗ 
rechtes nicht im Wege der richterlichen, ſondern von der politiſchen 
Behörde angeſucht werden müſſen. Das Begehren der gegenwärtigen 
Klage geht nun auf die Unterſagung jeder Störung der über die 
Parcellen des Geklagten führenden Quellenleitung und auf Beſeitigung 
der im September 1872 vorgenommenen Verſtopfung derſelben. Es 
handelt ſich daher vor Allem gar nicht um einen Streit über das 
durchfließende Waſſer ſelbſt, ſondern lediglich um das Recht, das 
Waſſer des Klägers durch den Grund des Geklagten zu führen; und 
es iſt geradezu nicht abzuſehen, inwieferne ein anderes Interefje als 
das rein prwatrechtliche des Geklagten allein durch die Geſtattung 
oder Verweigerung dieſes Röhrendurchlaſſes berührt werde. So wenig 
nun die erſt im Jahre 1872 durch bücherlichen Act begründete Dienſt⸗ 
barkeit einer politiſchen Bewilligung zur Legung der Röhren, um in 
das Leben zu treten, bedurfte, und die Anlage auch ohne dieſelbe 
ausgeführt wurde, ebenſowenig kann angenommen werden, daß ihr 
ungeſtörter Fortbeſtand der Aufſicht der politiſchen Behörden unter⸗ 
ſtehe, und der Schutz gegen die erfolgte Störung und die Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Standes durch Beſeitigung der Stopfung 
nur von der politiſchen Behörde gefordert werden könne, da eben 
weder der Fall des § 78, noch jener der §§ 97, 69, 70 eintritt. 
Es mußte daher das erſtrichterliche Erkennkniß beſtätigt. die Revi⸗ 
ſtonskoſten aber wegen der Verſchiedenheit der unterrichterlichen Ur⸗ 
theile gegenſeitig aufgehoben werden. Jur. Bl. 
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Zum Begriffe des Wohnſitzes im Sinne der Gemeinde⸗Wahlord⸗ 
nung, betreffend die ende Mitgliede des Gemeinde⸗ 
vorſtandes. 


Bei der am 1. Februar 1874 vorgenommenen Wahl des Ge⸗ 
nieindevorſtandes wurde von der Gemeindevertretung in L. der Rea⸗ 
litätenbeſizer Andreas V. zum erſten Gemeinderathe gewählt. Die 
Giltigkeit dieſer Wahl haben B. und D. bei der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft deßhalb angefochten. weil V. ſeinen ſtändigen Wohnfttz nicht 
in L., ſondern auf ſeiner im Gemeindeterritorium von O. gelegenen, 
ſogenannten Ser Mühle habe. ($ 36, 3. 1 G. W. O.) Zufolge 
dieſes Proteſtes hat der Bezirkshauptmann die Wahl des V. als 
Gemeinderath auf Grund des § 36, Z. 1 G. W. O. onnullirt, weil 
V. ſeinen Wohnſitz factiſch in einer fremden Gemeinde habe. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der neugewählte Gemeinde 
Ausſchuß von L. den Recurs überreicht, worin er geltend machte, 
daß die Annahme, als ob V. nicht in L. wohnen würde, unrichtig 
ſei, da doch V. in L. das Gaſthausgewerbe auf Nr. 79 beſitze, das⸗ 
jelbe betreibe, in dieſem Haufe feine eigene Wohnung habe, darin 
meiſtentheils ſich aufhalte und übernachte; er ſei zwar auch Mit⸗ 
eigenthümer der Mühle in O., betreibe dort das Mühlgewerbe und 
habe daſelbſt mit ſeiner ſammt Familie auf der Mühle wohnenden 
Gattin eine Wohnung inne, man könne jedoch nicht ſagen, daß er 
nur daſelbſt ſeinen ſtändigen Wohnſitz habe. Der recurrirende Ge— 
meinde⸗Ausſchuß betonte weiter, daß der § 36 nicht jene Perſonen, 
welche in der Gemeinde ihren ſtändigen Aufenthalt nicht haben, ſon⸗ 
dern diejenigen von der Wählbarkeit ausſchrießt, welche überhaupt in 
der Gemeinde nicht wohnen. V. wohne aber in der Gemeinde und 
der Umſtand, daß er in feiner Mühle in O gleichfalls eine Woh- 
nung habe und ſich zeitweiſe auch dort aufhalte, könne ihn vom 
Amte eines Gemeinderathes nicht ausſchließen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft nahm nun unvermuthet eine Er⸗ 
hebung im Hauſe Nr. 79 in L. vor, woſelbſt V. auch in ſeinem 
geräumigen, wohl eingerichteten Wohnzimmer angetroffen wurde. Die 
einvernommenen Vertrauensmänner Philipp F. und Dominik R. be⸗ 
ſtätigten nach Wiſſen und Gewiſſen, daß V. eine ſtändige Wohnung 
im Haufe Nr. 79 habe, in demſelben ſehr oft wohne und daß ſte 
ihn faſt täglich in L. ſehen. 

Auf Grund dieſer Erhebung hat die Bezirkshauptmannſchaft 
nach Zulaß der Miniſterialverordnung vom 30. Auguſt 1868, Zahl 
124 R. G. Bl. ihre frühere Entſcheidung behoben und die Wahl 
des Andreas V. zum Gemeinderathe in L. beſtätigt, weil derſelbe 
feinen Bürgerpflichten in L. nachkömmt, daſelbſt auch wohnt und die 
fogenannte Jer Mühle in O. nur der Nachſichtepflege halber beſucht. 
Dieſe Entſcheidung hat die Statthalterei über Berufung des 
B. und D. aus L. abgeändert und auf Grundlage des § 36, Z. 1 
G. W. O. erkannt, daß Andreas V. von der Wählbarkeit zum Ge⸗ 
meinderathe für L. ausgenommen erſcheint, weil derſelbe feinen Wohu⸗ 
fig nicht in L., ſondern in der zur Gemeinde O. gehörigen Mühle 
habe. Als Gründe wurden angeführt: „Nach § 16 der Civiljuris⸗ 
dictionsnorm vom 20. November 1852, welche allein eine geſetz⸗ 
liche Definition dieſes Begriffes gibt, iſt der „ordentliche Wohnſitz“ 
jener Ort, wo ſich Jemand in der erweislichen oder aus den Um⸗ 
ſtänden hervorgehenden Abſicht niedergelaſſen hat, daſelbſt feinen Auf⸗ 
enthaltsort zu nehmen. Der Umſtand, daß die Gemeinde⸗Wahlord⸗ 
nung nur vom „Wohnſitze“ ſpricht, während ſich in der Jurisdie⸗ 
tionsnorm der Ausdruck „ordentlicher Wohnſig“ findet, ändert an der 
Sache nichts, da ſowohl in den bürgerlichen als den verſchiedenen 
politiſchen Geſetzen und Verordnungen bald vom „ordentlichen“ 
„eigentlichen“ „Fetten“, bald vom „Wohnſig“ überhaupt geſprochen 
wird, ohne daß ſich die betreffenden Geſetzesſtellen in eine beſtimmte 
Unterſcheidung dieſer Ausdrücke und der damit verbundenen Begriffe 
einlaſſen. In der Erwägung, daß bei dem Umſtande, als ſich die 
Familie des V. in der Mühle in O. dauernd aufhält und die Mühle 
als Sitz feines Gewerbes den Mittelpunkt feiner bürgerlichen Thätig- 
keit bildet, daher die in dem obcitirten Paragraphe der Civil⸗Jurksdic⸗ 
tionsnorm zur Erweiſung der Abſicht erforderlichen Umſtände vor⸗ 
handen ſind, muß auch als bewieſen angenommen werden, daß die 
Mühle in O. den Wohnſitz des V. bildet, während er in L. nur 
einen vorübergehenden Aufenthalt hat, welcher im Sinne des § 36 
ad 1 G. W. O. zur Verſehung des Amtes eines Gemeinderathes 
nicht genügt“. 


Im Miuiſterialrecurſe führte die Gemeindevertretung von L. 
aus, daß die durch die citirte Jurisdictionsnorm dem Civilrichter 
für die Entſcheidung ſeiner Competenz vorgezeichnete, Norm kaum in 
Fällen, wo politiſche Gründe die Entſcheidungen politiſcher Behörden 
zu beſtimmen haben, maßgebend ſein dürfte, zumal der gleich darauf 
folgende § 17 der Jurisdictionsnorm erſehen laffe, daß der Geſetz⸗ 
geber auch zwei oder mehrere beſtändige Wohnſitze zu gleicher Zeit 
für möglich halt und den in den SS 16 und 17 bezeichneten Wohn⸗ 
ſitzen erſt im § 18 den zeitweiligen Aufenthalt ohne beſtimmten 
Wohnſitz entgegenhält. Die Recurrenlen beriefen ſich noch auf die 
ratio legis im $ 36, welche offenbar dahin geht, daß Perſonen 
nicht in den Gemeindevorſtand gewählt werden können, welche, weil 
ſie ihren Wohnſitz überhaupt nicht in der Gemeinde haben, ihrem 
Berufe der Entfernung wegen nicht obliegen könnten. 

Das Miniſterium des Innern fand unterm 29. Mai 1874, 
3. 7897, unter Behebung der Statthaltereientſcheidung die Wahl des 
Andreas V. zum Gemeinderathe von L. als legal zu beſtätigen, „weil 
derſelbe eine bleibende Wohnung im Hauſe Nr. 79 in L. hat, in 
dieſer Gemeinde die Bewirthſchaftung ſeiner aus 64 Strich Landes 
beſtehenden, mithin nicht unbedeutenden Oekonomie perſönlich leitet, 
im Haufe Nr. 79 beinahe ununterbrochen wohnt und daher fait täg⸗ 
lich in L. anweſend iſt, welche Umſtände ſowohl von B. als D. als 
wahr zugeftanden worden find, weßhalb nicht angenommen werden 
kann, daß Andreas V. ſeinen Wohnſitz in L. nicht hat und daß der 
Ausſchließungsgrund des § 36, 3. 1, der Gemeinde-Wahlordnung 
gegen denſelben vorliege“. K. 


Zur Beurtheilung von Pflichtverletzungen des Gemeindevorſtandes 
in Bezug auf die Bewerkſtelligung der Vornahme von Wahl⸗ 
männerwahlen. 


Die Bezirkshauptmannſchaft in J. hat für die Landgemeinde 
P. die Wahl eines Wahlmannes zur Wahl des Reichsrathsabgeord⸗ 
neten auf den 5. October 1873 und die Wahl eines Wahlmannes 
zur Wahl des Landtagsabgeordneten auf den 9. October, jedesmal 
um 2 Uhr Nachmittags ir der Schule zu V. angeordnet und hiezu 
den Schullehrer M. als Wahleommiſſär beſtimmt. Da bis zum 
9. October die Aeten über die erſtere Wahl bei der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft nicht einlaugten, fo ſah ſich letztere veranlaßt, dieſelben 
vom Gemeindevorſtande mittelit gefliſſenen Boten abzuverlangen. 
Hierauf erſtattete der Gemeindevorſteher die Anzeige, daß die Wahl 
nicht durchgeführt werden konnte, weil die Wähler in P. fich gewei⸗ 
gert hätten, zur Wahl nach V. zu gehen. Nachdem die Wahl des 
Reichsrathsabgeordneten ſchon auf den 13. October, jene des Land⸗ 
tagsabgeordneten auf den 17. October feſtgeſetzt war, entſendete die 
Bezirkshauptmannſchaft einen Conceptsadjuncten noch am 12. Octo⸗ 
ber nach P. zur Durchführung beider Wahlen. Aus dieſem Anlaſſe 
ſind Commiſſionskoſten im Betrage von 11 fl. 32 kr. erwachſen. 
Aus den Ausſagen des Gemeindevorſtehers und des Lehrers M. ergab 
ſich, daß am 5. October in P. das Kirchweihfeſt gefeiert wurde 
und daß keiner der Wähler zur Wahl nach V. gehen wollte. Der 
Gemeindevorſteher ließ dies dem Lehrer M. am 5. October noch 
durch einen Boten bekanntgeben und verlangte gleichzeitig, der Lehrer 
möge am 6. Oetober behufs Wahlvornahme nach P. kommen. Dies 
lehnte aber wieder der Lehrer ab, weil er den Schulunterricht nicht 
unterbrechen wollte. Am 9. October wollten die Wähler aus P. 
wegen dringender Feldarbeit nicht nach V. gehen und ſo unterblieben 
beide Wahlen. - 
oa ee Bezirkshauptmannſchaft verurtheilte hierauf den Gemeinde⸗ 
dener, die oberwähnten Commiſſionskoſten zu berichtigen, „weil 
9118 durch ſeine Indolenz es verſchuldet habe, daß die Wähler 
a der Gemeinde P. zur beſtimmten Zeit und an dem beſtimmten 
Orte ſich nicht eingefunden haben und dadurch die zwei Wahlen, 
wegen deren Vornahme dann ein Amtsabgeordneter entſendet werden 
mußte, nicht vorgenommen wurden“. 

Ueber den vom Gemeindevorſteher dagegen eingebrachten Recurs 
hat die Statthalterei im nachſtehenden Sinne entichteden: Mit be⸗ 


zirkshauptmannſchaftlichem Erlaſſe ſei di anner⸗ 
Goa für den Rege Eu a jet die Vornahme der Wahlmänner 


5. und 9. Octob 
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Ohne gegen dieſe Anordnung eine Vorſtellung eingebracht zu haben 
ſei der Gemeindevorſtand, welcher nach § 28 des Geſetzes vom 
2. April 1873, Nr. 41 R. G. Bl. und nach § 7 des Landesge⸗ 
ſetzes vom 17. Jänner 1870, Nr. 8, L. G. Bl. vereint mit dem 
Wahlcommiſſär die Wahlcommiſſion bilde, zu dieſen Wahlen nicht 
erſchienen. Der Gemeindevorſtand hätte eine Verlegung der Wahlen 
anſuchen können, habe dies jedoch unterlaffen und ſomit ſeine ihm 
durch das Geſetz auferlegte Pflicht verletzt und erſcheine ſonach auch 
für allen hiedurch herbeigeführten Schaden verantwortlich. Da nun 
wegen Wahlvornahme eigens ein Amtsabgeordneter abgeſendet wer: 
den mußte, ſei es vollkommen begründet, daß die diesfälligen Aus⸗ 
lagen dem Gemeindevorſtande zum Erſatze auferlegt werden. Es 
werde daher das angefochtene Erkenntniß dahin abgeändert, daß der 
Commiſſtonskoſtenerſatz nicht dem Gemeindevorſteher allein, ſondern 
dem geſammten Gemeindevorſtande auferlegt werde. Zur: 
gleich wurde die Bezirkshauptmannſchaft darauf für die Zukunft auf⸗ 
merkſam gemacht, daß bezüglich der Reichsrathswahl die Wahlmänner⸗ 
wahl nach § 28 der Reichsraths-Wahlordnung innerhalb des Ge— 
meindegebietes vorzunehmen ſei und daß ſomit die Anordnung der 
Wahlvornahme in der zur Ortsgemeinde W. (nicht P.) gehörigen 
Schule in V. geſetzwidrig geweſen ſei. 

Gegen dieſe Statthaltereientſcheidung machte der Gemeinde— 
vorſtand in P. in feinem Miniſterfalrecurſe geltend: der Gemeinde- 
vorſtand fei zu den Wahlen ämtlich nicht vorgeladen worden; es 
habe jedes einzelne Mitglied lediglich gleich jedem anderen Wähler 
das Wahleertificat erhalten. Die Ausübung der Wahl ſei ein Recht, 
nicht aber eine Pflicht der Wähler; wenn daher einer oder der andere 
Wähler zur Wahl nicht erſcheine, könne von einer Pflichtverletzung 
und ſomit auch von einem Schadenerfatze keine Rede fein. Die frü- 
heren Wahlen ſeien ſtets in P. abgehalten worden und es habe 
daher Niemand nach V. gehen wollen; zudem aber ſei am 5. Octo⸗ 
ber das Kirchweihfeſt abgehalten worden und am 9. October die 
Feldarbeit ſehr dringend geweſen, der Gemeindevorſteher habe weder 
das Recht noch die Macht gehabt, die Wähler zu zwingen nach V. 
zu gehen; da nun kein Wähler dahin gegangen, ſei auch der Ge⸗ 
meindevorſteher, weil er dort eben von gar keinem Nutzen gewefen 
wäre, zu Hauſe geblieben. 

Dieſer Berufung des Gemeindevorſtandes von P. hat das Mi⸗ 
niſterium unterm 16. Mai 1874, 3. 6527, Folge gegeben und die 
angefochtene Entſcheidung außer Kraft geſetzt, „weil nach den Vor⸗ 
lagen nicht nachgewieſen erſcheint, daß die Entſendung des Amts⸗ 
abgeordneten in die Gemeinde P. durch ein Verſchulden des dortigen 
Gemeindevorſtandes veranlaßt worden ſei und nachdem insbeſonders 
die Wahl der Wahlmänner für die Reichsraths⸗Abgeordnetenwahl ge⸗ 
mäß § 28 der mit dem Geſetze vom 2. April 1873, Nr. 41 
R. G. Bl. erlaſſenen Reichsraths⸗Wahlordnung innerhalb des Ge⸗ 
bietes der Gemeinde P. anzuberaumen und vorzunehmen war“. 

K. 


Zur Beleuchtung des geſetzlichen Erforderniſſes der an die politiſche 
Behörde zu erſtattenden Anzeige über die Vornahme der Gemeinde⸗ 
Vorſtandswahl. 


Ende December 1873 wurde in der Gemeinde T. die Neu— 
wahl des Gemeindevorſtandes vorgenommen und durchgeführt Franz 
V. und Conſorten fochten die Giltigkeit dieſes Wahlactes an; die 
Bezirkshauptmarnſchaft aber hat die gegen das Wahlverfahren gerich⸗ 
teten Einwendungen abgewieſen. 5 Mitglieder des neugewählten Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchuſſes ergriffen nun den Recurs an die Statthalterei, in 
welchem ſie außer den in der Beſchwerde des Franz V. und Conſor⸗ 
ten erhobenen Einwendungen noch weiter anführten, daß vom Tage 
der Vornahme der Gemeinde⸗Vorſtandswahl die vorgeſchriebene An⸗ 
zeige der politiſchen Behörde nicht erſtattet worden ſei. 

Nach vorhergegangener Sicherſtellung, daß die Anzeige über 
die Wahlvornahme der politiſchen Behörde wirklich nicht erſtattet 
worden iſt, hat die Statthalterei der Berufung Folge gegeben, die 
Ende December in der Gemeinde T. ſtattgefundene Gemeinde-Vor⸗ 
ſtandswahl außer Kraft gefept und die Vornahme einer Neuwahl 
mit der Begründung angeordnet, weil die im § 34 G. W. O. vor⸗ 


„ ur andtag in der Gemeinde P. auf den geſchriebene Anzeige über die Wahlvornahme an die politiſche Be⸗ 
er 1873 in der Schule zu V. angeordnet worden. | börde unterblieben iſt. 


Der Gemeindevorſtand machte in feiner Miniſterialbeſchwerde 
geltend, daß die im § 34 vorgeſchriebene Anzeige nur zu dem Zwecke 
zu geſchehen habe, um der politiſchen Behörde die Möglichkeit zu 
bieten, einen landesfürſtlichen Commiſſär zur Beaufſichtigung des 
Wahlactes abzuſenden; dies Sei eben nur ein Recht der politiſchen 
Behörde, auf das ſie verzichten könne und auch in den meiſten Fällen 
verzichtet. Daß die Bezirkshauptmannſchaft im vorliegenden Falle auf 
dieſes Recht verzichtet habe, gehe daraus hervor, daß ſie mit Beſcheid 
vom 15. December 1873 das Reſultat der ihr vorgezeigten Ge- 
meindevertretungswahl mit dem Bemerken zur Kenntniß nahm, ihr 
das Reſultat der Gemeinde-Vorſtandswahl anzuzeigen. 

Das Miniſterium des Innern bat unterm 6. Juni 1874, 
3. 8247 die angefochtene Wahl des T.'er Gemeindevorſtandes als 
legal beſtätigt, „weil die Bezirkshauptmannſchaft durch den Beſcheid 
vom 15. December 1873, womit ſie den Gemeindevorſteher zur An⸗ 
zeige des Reſultates der Gemeindevorſtandswahl aufforderte, demſelben 
hiedurch Veranlaſſung zu der Annahme gab, daß ſie auf das ihr 
gemäß § 34 der G. W. O. zuſtehende Recht, bei der Gemeinde— 
Vorſtandswahl zu interveniren, verzichtet habe“. r. 


Uebertretung des § 23 des Preßgeſetzes (Aushängen und Anſchla⸗ 

gen von Druckwerken ohne befondere Bewilligung der Sicherheits: 

behörde), begangen durch Aufmalung von Annoncen auf Straßen⸗ 
wände mittelſt Schablone. 


Durch das mit den gepflogenen Erhebungen übereinſtimmende 
Geſtändniß des A., Directors des Vereines B., wurde erwieſen, daß 
derſelbe die Adreſſe des Vereines B. durch einen Schriftenmaler acht⸗ 
zehnmal mit ſchwarzer Farbe auf dem Steinſockel des Stacketengitters 
zwiſchen dem k. Garten und YB.⸗Garten auftragen ließ, ohne hiezu 
eine Bewilligung der Sicherheitsbehörde erwirkt zu haben. 

Die erſte Inſtanz erkannte A. der Uebertretung des § 23 
Pr. G. ſchuldig und verurtheilte denſelben zu einer Geldſtrafe per 
5 fl. ö. W. und zum Erſatze der Koſten des Strafverfahrens. f 

Auf Berufung des Verurtheilten erklärte ihn das Oberlandes⸗ 
gericht für nicht ſchuldig, weil es ſich hier nicht um ein Erzeugniß 
der Preſſe handelt und ſomit der $ 23, Abi. 2 Pr. G. keine An⸗ 
wendung findet. 

Auf Berufung der Staatsanwaltſchaft beſtätigte der oberſte Ge⸗ 
richtshof mit Entſcheidung vom 17. März 1874, 3. 2526 das Straf⸗ 
urtheil der erſten Inſtanz, „weil zu den nach § 23 des Pr. G. 
ſtrafbaren Uebertretungen nach dem dritten Abſatze dieſes Paragraphes 
auch das Anſchlagen oder die Veröffentlichung von Ankündigungen, 
die nur einem örtlichen oder gewerblichen Intereſſe dienen ſollen, 
gehört, ſobald eine ſolche Beröffentlichung an anderen, als den von 
der Behörde hiezu beſtimmten Plätzen ſtattfindet, und weil nach $ 4 
Pr. G. die Vervielfältigung einer Ankündigung, wenn ſie auch nicht 
durch die Druckerpreſſe, ſondern durch andere mechaniſche Mittel er⸗ 
folgt, unter die Beſtimmungen des Preßgeſetzes fällt, die Vervielfälti⸗ 
gung einer Ankündigung durch Anmalen mittelſt einer Schablone aber 
ganz unzweifelhaft einer Vervielfältigung durch mechaniſche Mittel 
gleichzuhalten iſt“. Ger.⸗Ztg. 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 11. Juni 1874, 3. 8837 in Betreff 
der Ausfertigung von Reiſelegitimationen nach deu türkiſchen Ländern. 


In Anbetracht der vielfachen, bereits in dem h. o. Erlaſſe vom 14. September 
1871, 3. 4215/ M. J. geſchilderten Beläſtigungen der k. und k. Conſularämter in der 
Levante durch mittel: und erwerbsloſe Reiſende öſterr.⸗ungar. Nationalität, hat zufolge 
Eröffnung des k. und k. Miniſteriums des Aeußern vom 6. Juni 1874, 3. 8209 /I. 
der k. und k. Botſchafter zu Conſtantinopel Graſ Zichy, angeregt durch eine diesfällige 
Eingabe des k. und k. Generalconſuls zu Smyrna, um die Ermächtigung angeſucht, 
die k. und k. Conſulate an der Donau und in Bosnien anweiſen zu Dürfen, mittellose 
Individuen auf dem kürzeſten und billigſten Wege nach der Heimat inſtradiren, über⸗ 
haupt erwerbsloſen Reiſenden, ſowie mittelloſen Pilgern die Reiſeurkunden nach der 
Levante nicht zu vidimiren, vielmehr dieſelben in die Heimat zurückzuſchicken. Eine 
derartige Maßregel könnte zwar manchen Uebelſtand befeitigen, würde aber auch zu⸗ 
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gleich Unzukömmlichkeiten hervorrufen, weil die Conſularämter gehalten ſind, ordent⸗ 
liche giftige Reiſedocumente zu refpectiren und nach der Richtung zu vidimiren, welche 
in denſelben als Reiſeziel angegeben iſt, weßhalb eine Ausnahme von dieſer Regel 
nur aus beſonderen Ucſachen und in ſpeciellen Fällen gerechtfertigt werden könnte. 
Die betheiligten Miniſterien glauben demnach, daß dem Reiſen mittel⸗ und 
erwerbsloſer Individuen in erſter Linie nach Thunlichkeit dadurch entgegenzutreten 
wäre, daß Hochdieſelben die betreffenden Organe des unterſtehenden Verwaltungs⸗ 
gebietes neuerdings im Sinne des h. o. Erlaſſes vom 14. Sept. 1871, 3. 4215 M. J. 
anweiſen, zugleich aber auch beauftragen, bei Ausfertigung von Reiſelegitimationen 
für die türfifchen Länder, wenn ſolche von mittel- und erwerboloſen Individuen bes 
gehrt werden, mit der größten Vorſicht und Strenge vorzugehen, insbeſondere aber 
auf die einſchlägigen Beſtimmungen der $$ 13 und 15 der Miniſterialkundmachung 
vom 10. Mai 1867, R. G. Bl. Stück XXXII, Nr. 80 gehörige Rückſicht zu nehmen 


„GPC Af AR N. TR 
Perſonalien. 


Seire Majeſtät haben den Poſtrath Karl Bauer in Wien zum Oberpoſtdi⸗ 
rector in 9 5 dase, , 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Miniſterium für Landesver⸗ 
theidigung Ludwig Follius den Titel und ei 
B Ice 0 | Charakter eines Oberrechnungsra⸗ 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im « iniſteri 
Ritter v. Puß w ald eine Sectionschefsſtelle Mer W — 

Seine Majeſtät haben den Sectionsräthen der Präfidial⸗Section des Minis 
ſteriums des kaiſerlichen Hauſes und des Aeußern Karl Freiherrn v. Krauß und Ga⸗ 
briel von Vavrik den Orden der eifernen Krone dritter Claſſe taxfrei und dem Hof⸗ u. 
Miniſterialofficial erſter Claſſe jener Section Franz Weinert das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz mit der Krone verliehen. ö 

Seine Majeſtät haben die Umwandlung des Honorar-Generalconſulates in 
Bombay in ein Honorarconſulat genehmigt und den Handelsmann William Gilmour 
Hall zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

5 Seine Majeſtät haben die beim Orden vom goldenen Vließe erledigte Wappen⸗ 
konigsſtelle dem erſten Cabinetsſecretär Hofrathe Friedrich Freiherrn Gennotte v. 
e 1 

eine Majeſtät haben dem Oberforſtingenieur Franz Wondra i 
Titel 15 Ah eines Hofrathes Derlleben 2 8 

eine Majeſtät haben dem Scriptor der k.k. Hofbibliothek Joſe i 
Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tarfrei en r 

Seine Majeſtät⸗ haben dem Oberforſtmeiſter der Forft- und Domainendirection 
in Neuberg Johann Fuchs bei deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit 
ausdrücken laſſen. 

Seine Majeftät haben den Miniſterialrätzen im Handelsminiſterium Friedrich 
Leeder und Franz Ar nt tarfrei das Ritterkreuz des Leopoldordens verliehen. 

Seine Majeftät haben die Sectionsräthe des Handelsminiſteriums Michael v. 
Fehringer, Karl Haardt v. Hartenthurn und Dr. Emanuel Herrmann 
zu Miniſterialräthen ernannt. 

Seine Majeftät haben dem mit Titel und Charakter eines Oberinſpectors aus⸗ 
gezeichneten Inſpector der Generalinſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen Johann 
Marſchik anläßlich deſſen Penſionirung die Allerh. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeftät haben dem k. k. Schatzmeiſter in Penſion Johann Gabriel 
Seidl den Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrath Georg Hruby das Ritterkreuz 
des Leopoldordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Auguſt Schwenden wein Ritter v. 
La nauberg tarfrei den Titel eines Oberbaurathes verliehen. 

Der Minifter des Innern hut den Bezirkscommiſſär Auguſt Tſchiderer v. 
Gleifheim zum Statthaltereiſecretär im Küſtenlande ernannt. 

Der Minifter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Friedrich v. Trentini 
zum Statthaltereiſecretär im Küſtenlande ernannt. 

Der Minifter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Emanuel Budiſavlje⸗ 
vic v. Predor zum Statthaltereiſecretär in Dalmatien ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Ober⸗Poſteommiſſär Franz Haraſchin zum 
Poſtrathe und den Oberpoſtcontrolor Johann Matzke zum Ober⸗Poſtcommiſſär der 
Poſtdirection für Wien und Umgebung ernannt. 


Srledigungen. 


Arztesſtelle beim allgemeinen Krankenhauſe in Stockerau mit 400 fl. Jahres- 
pauſchale, bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 136.) 

Prakticantenſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. ſchleſ. Landesregierung 
mit 300 fl. Adjutum, bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 136.) 

Finanzwach⸗Obercommiſſärsſtelle in Oberöſterreich mit der neunten Rangs⸗ 
claſſe eventuell Finanzwach⸗Commiſſärsſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 25. Juli. 
(Amtsblatt Nr. 137.) 

Oekonomiſche Referentenſtelle bei der k. k. Bezirks⸗Schätzungscommiſſion Zeil 
am See mit 4 fl. Taggeld, bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 137.) 

Controlorsſtelle beim Telegraphen⸗Centraldepot in Wien mit der neunten 
Rangsclaſſe gegen Cantion, bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 140.) 

Zwei Zeichnungs⸗Diurniſtenſtellen bei dem o. 5. Landesausſchuſſe mit 1 fl. 
80 kr. und 1 fl. 50 kr. Taggeld, bis Ende Juni. (Amtsblatt Nr. 140.) 

Ingenieursſtelle mit 1000 fl Gehalt. (zehnte Diätenclaffe) bei Sr. Majeftät 
Kriegsmarine, bis 15. Juli. (Amtsblatt Nr. 140.) 

Kanzliſtenſtelle beim Ackerbauminiſterium mit der eilften Nangeclaffe mit 
600 fl. Gehalt und 300 fl. Activitätszulage, bis 31. Juli. (Amtsblatt Nr. 141.) 


Druck der Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


